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Antworten der Partei der Humanisten
1. Die COVID-19-Pandemie hat den Sozialstaat an dessen Grenzen geführt. Immermehr Menschen wenden sich folglich dem Grundeinkommen zu. Wie positioniert sichihre Partei aktuell zum Grundeinkommen?

Wir setzen uns für die Einführung eines universellen Grundeinkommens ein. Einexistenzsicherndes Grundeinkommen befähigt dazu, eigene Wege zu gehen undselbstbestimmt zu leben. Dadurch wird selbstständiges, künstlerisches undehrenamtliches Engagement gefördert. Außerdem würden vorherige Transferempfängerbei Arbeitsaufnahme nicht mehr durch Entzug der Transferleistungen bestraft, wie esbei der an eine Bedarfsprüfung geknüpften Grundsicherung aktuell der Fall ist. Dadurchwird auch der untere Mittelstand unterstützt, der aktuell hauptsächlich für die eigeneGrundsicherung arbeitet.
Wir wissen, dass die Einführung eines solchen Grundeinkommens einen sehr starkenEingriff in die bestehenden Steuer- und Sozialsysteme bedeutet. Daher fordern wirsowohl die Erarbeitung finanziell tragfähiger Konzepte als auch deren stufenweiseErprobung und Einführung. Die wissenschaftliche Begleitung dieses Prozesses bietetdie Möglichkeit, die Folgen zu evaluieren und wenn nötig korrigierend einzugreifen.

2. Findet sich in Wahlprogrammen (Bundestagswahl, Landtagswahlen) Ihrer Partei dasdeutliche Bekenntnis zur Einführung eines Grundeinkommens? (bitte mit konkreterTextpassage und Link)

Ja. Sowohl in unserem Grundsatzprogramm(https://www.diehumanisten.de/programm/) als auch im aktuellen Wahlprogramm zurBundestagswahl bekennen wir uns zur Einführung eines Grundeinkommens:
https://www.diehumanisten.de/wahlen/wahlprogramm-2021/Dort heißt es:"Unser Herz brennt für ein bedingungsloses Grundeinkommen
Wir betrachten das bedingungslose Grundeinkommen (BGE) als wichtigen Beitrag zurLösung der drängendsten sozialen Probleme. Durch die Einführung des BGE erhält jedereinzelne Bürger Deutschlands eine finanzielle Grundlage, die es ihm ermöglicht, sich freivon Existenzängsten zu verwirklichen. Damit begegnen wir nicht nur Armut als solcher,sondern können auch Folgeerscheinungen wie Existenzängste, Krankheit, sozialeIsolation oder Kriminalität verringern. Wir wollen, dass jeder Mensch die Chance erhält,

https://www.diehumanisten.de/wahlen/wahlprogramm-2021/


seinen Lebensweg frei zu gestalten. Mit dem BGE erkennen wir an, dass dabei auch dienotwendige finanzielle Ausstattung eines Menschen eine gewichtige Rolle spielt undschaffen Rahmenbedingungen, die jedem Menschen ein würdiges und selbstbestimmtesLeben ermöglichen.
Mit einem BGE gehen wir neue Wege, die auch Risiken und Schwierigkeiten hinsichtlichAkzeptanz, Verhaltensänderungen und Abgaben mit sich bringen werden. Deshalb soll dieEinführung schrittweise erfolgen, um Fehlentwicklungen zu erkennen und zu beheben.Kurzfristig unterstützen wir auch Maßnahmen, die die Hartz IV-Gesetzgebung und dasArbeitslosengeld II hin zu einer humaneren Grundsicherung reformieren. Dazu gehörendie Abschaffung von Auflagen, Sanktionen und Vermögensprüfungen sowie dieErleichterung von Hinzuverdienstmöglichkeiten – insbesondere auch für Kinder vonTransferempfängern.
Voraussetzung für die Finanzierung des BGE ist ein starker Wirtschaftsstandort mitproduktiven Leistungsträgern. Das BGE kann einen wichtigen Beitrag leisten, um unsereGesellschaft an eine sich verändernde Arbeitswelt anzupassen und den damitverbundenen Wandel positiv zu gestalten."
In den Wahlprogrammen zu den Landtagswahlen in Baden-Württemberg (https://www.diehumanisten.de/wp-content/uploads/Humanisten-BW_Wahlprogramm2021.pdf) undSachsen (https://www.abgeordnetenwatch.de/sites/default/files/election-program-files/humanisten_wahlprogramm_sachsen2019_1.pdf) befürworten wir die Einführungeines Grundeinkommens und fordern Modellversuche. Im Wahlprogramm zurLandtagswahl Sachsen fordern wir, dass wir „den Mindestlohn und Tarife stärken,effektiv gegen Altersarmut angehen und auf sächsischem Boden Modellversuche fürein bedingungsloses Grundeinkommen durchführen. Auf dem Weg dorthin sollenSanktionen der Agentur für Arbeit eingeschränkt werden, um den Bürgern die Freiheit überihr Leben zurückzugeben.“
In unserem Wahlprogramm der Landtagswahl Baden-Württemberg heißt es konkret:"Wir setzen uns für die Einführung eines universellen Grundeinkommens ein. DieseEinführung muss, basierend auf einem zu erarbeitenden und tragfähigen Konzept, übereinen langen Zeitraum schrittweise erfolgen und Möglichkeiten bieten, Fehlentwicklungenzu erkennen und korrigierend einzugreifen. Deswegen möchten wir den Start einesregional begrenzten Grundeinkommen-Experiments vorantreiben, um bei einerzukünftigen flächendeckenden Einführung auf eine gute Datengrundlage zurückgreifenund hierbei Verbesserungen vornehmen zu können."Im Wahlprogramm zur Landtagswahl in Sachsen-Anhalt findet sich ein im Kernidentischer Abschnitt.



3. Gibt es in Ihrer Partei Arbeitsgemeinschaften bzw. Zusammenschlüsse, die dieEinführung eines Grundeinkommens fordern und diese Forderung im Parteiprogrammverankert sehen wollen? Wenn ja, welche? (bitte mit konkreter Benennung und Link)?
Die Forderung nach einem Grundeinkommen ist bereits fester Bestandteil unseresGrundsatzprogramms. Diese Forderung möchten wir auch mit einem realistischen undfinanziell tragfähigen Konzept konkretisieren. Die Erarbeitung erfolgt in unserer BGE-Gruppe in der AG „Arbeit und Soziales“ und ist aufgrund der Komplexität noch nichtabgeschlossen. Insbesondere muss konkretisiert werden, welche sonstigenSozialleistungen mit einem universellen Grundeinkommen zusammengelegt werdenkönnen, welche weiterhin als gezielte Maßnahmen bestehen bleiben müssen undwelche Steuern welchen Beitrag zur Finanzierung des Grundeinkommens leisten sollen.

4. Hat Ihre Partei oder ein Zusammenschluss bzw. eine Arbeitsgemeinschaft IhrerPartei ein Modell eines Grundeinkommens gemäß o. g. Definition entwickelt? Wenn ja,bitte kurz beschreiben und den Link zum jeweils veröffentlichten Modell übermitteln.

Wir haben noch kein fertig ausgearbeitetes Modell eines Grundeinkommens. Amintensivsten beschäftigen wir uns mit der Variante als negative Einkommenssteuer.Eine realistische und finanzierbare Höhe des monatlichen Grundeinkommens sehen wiraufgrund unserer Berechnungen in dem Bereich zwischen 600 und 800 Euro, je nachkonkreter Ausgestaltung und getroffenen Annahmen.

5. Wie steht Ihre Partei zur Forderung, eine Enquete-Kommission im DeutschenBundestag mit dem Ziel einzurichten, die Idee, Modelle und Einführungsstrategieneines Grundeinkommens in Deutschland zielführend zu diskutieren? (bitte konkreteTextpassage im Wahlprogramm und Link)

Diese Idee begrüßen wir ausdrücklich.

6. Ist Ihre Partei bereit, Bürgerforen und -konvente zum Grundeinkommen zuunterstützen? (bitte konkrete Textpassage im Wahlprogramm und Link)

Wir sind bereit, Bürgerforen und -konvente zum Grundeinkommen zu unterstützen.



7. Ist Ihre Partei bereit, nach Einführung der Möglichkeit eines bundesweitenVolksentscheids auch einen solchen Volksentscheid zum Grundeinkommen zuunterstützen? (bitte konkrete Textpassage im Wahlprogramm und Link)

Wir sind skeptisch gegenüber bundesweiten Volksentscheiden, wenn diese zumBeispiel genutzt werden könnten, um fundamentale Menschenrechte einzuschränken.In einem Volksentscheid zum Grundeinkommen sehen wir jedoch kein derartigesnegatives Potential.Daher würden wir diesen selbstverständlich unterstützen, falls das dort vorgeschlageneModell des Grundeinkommens tragfähig und sinnvoll ausgestaltet ist.

8. Auf EU-Ebene findet eine Bürgerinitiative zu Grundeinkommen in der EU statt(www.ebi-grundeinkommen.de). Unterstützt Ihre Partei bereits diese EuropäischeBürgerinitiative bzw. wäre sie bereit, diese zu unterstützen? Wenn ja, wie? (bittekonkrete Angaben bzw. Textpassage im Wahlprogramm und Link)

Wir unterstützen als Partei die Europäische Bürgerinitiative. Dieses Thema wird beiunseren offenen (Online)-Treffen regelmäßig besprochen und auch auf unseren Social-Media-Kanälen geteilt. Dabei werben wir sowohl bei unseren Mitgliedern als auch beiInteressenten dafür, die EBI zu unterstützen. Unser Generalsekretär Dominic Resselsagt dazu auf der Webseite der Initiative (https://www.ebi-grundeinkommen.de/), dass
„ein existenzsicherndes Grundeinkommen die Menschen vor ausbeuterischer Arbeit schützt,mehr Freiheit und bürokratische Entlastung bedeutet und es langfristig die beste Antwort auf diefortschreitende Digitalisierung und Automatisierung ist.“

http://www.ebi-grundeinkommen.de/

